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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 4 AS 62/12 BH 
 
L 16 AS 128/12 (Bayerisches LSG) 
S 40 AS 439/11 (SG München) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter des Landkreises München, 
Mariahilfplatz 17, 81541 München, 
 
 Beklagter. 
 
 
 
Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Dezember 2012 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen    

S. K n i c k r e h m    und   B e h r e n d   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 27. Juni 2012 -

 L 16 AS 128/12 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt im Hauptsacheverfahren sinngemäß die Feststellung, dass er als Hilfebe-

dürftiger nicht vorleistungspflichtig sei hinsichtlich der Kosten, die im Rahmen von Eingliede-

rungs- und/oder Bewerbungsmaßnahmen entstünden. Zudem will er festgestellt wissen, dass 

er bei Verzug des Grundsicherungsträgers mit der beantragten Erstattung von Kosten ein 

Zurückbehaltungsrecht analog § 273 BGB in Bezug auf die künftig auferlegten 

kostenverursachenden Eingliederungsmaßnahmen habe. 

 

Das SG hat die Klage abgewiesen (Gerichtsbescheid vom 18.1.2012) und das LSG die Beru-

fung zurückgewiesen (Urteil vom 27.6.2012): Die Feststellungsklagen seien unzulässig. Soweit 

es um die Vorleistungspflicht gehe, folge die Unzulässigkeit der Feststellungsklage daraus, 

dass der Grundsatz der Subsidiarität der Feststellungsklage einer Entscheidung in der Sache 

entgegenstehe. Im Übrigen sei das Feststellungsbegehren wegen des Fehlens eines 

berechtigten Interesses an der baldigen Feststellung unzulässig. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. Gemäß § 73a Abs 1 SGG iVm 

§ 114 ZPO kann PKH nur bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg bietet. An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier. 

 

Es sind unter Berücksichtigung des Vorbringens des Klägers sowie des Akteninhalts keine 

Gründe für eine Zulassung der Revision ersichtlich. Die Revision ist nur zuzulassen, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), wenn das Urteil von einer 

Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und auf dieser Entscheidung 

beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensfehler geltend gemacht wird, auf dem die 

angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Sache ist nicht gegeben. Anhaltspunkte für das Vorliegen 

einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sind ebenfalls nicht gegeben.  

 

Es ist auch nicht erkennbar, dass ein Prozessbevollmächtigter in der Lage sein könnte, einen 

Verfahrensfehler des LSG (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) darzulegen. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist 

die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Verfahrensmängel, die zum Erfolg der Beschwerde 

im Sinne der Zulassung der Revision führen könnten, sind nicht ersichtlich.  

 

Soweit der Kläger verschiedene Verfahrensfehler (unwirksame Zustellung, Beteiligtenfähigkeit, 

Begründung der Entscheidung usw) rügt, ist schon nicht erkennbar, inwiefern die Möglichkeit 

bestehen könnte, dass die Vorinstanz ohne den angeblichen Verfahrensverstoß zu einem für 

den Beschwerdeführer sachlich günstigen Ergebnis hätte kommen können (zu diesem Erforder-

nis Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 462). 
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